
 

 

 

Amtliche  
Mitteilungen 62/2017 

Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung 
für den Masterstudiengang Rechtswissen-
schaft für im Ausland graduierte Juristinnen 
und Juristen der Rechtswissenschaftlichen 
Fakultät der Universität zu Köln 

vom 9. Februar 2017 

A
M

 62/2017
 



 

 
 
 

 

I M P R E S S U M  

Herausgeber: UNIVERSITÄT ZU KÖLN 
DER REKTOR 
 

Adresse: ALBERTUS-MAGNUS-PLATZ 
50923 KÖLN 
 

Erscheinungsdatum: 7. JUNI 2017 

Öffentlich ausgelegt: 
7. JUNI. MAI 2017 BIS  
29. JUNI 2017 

 



 1

Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den 

Masterstudiengang Rechtswissenschaft für im Ausland graduierte 

Juristinnen und Juristen 

der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität zu Köln 

vom 09.02.2017 

Aufgrund des § 2 Absatz 4 Satz 1 und des § 64 des Gesetzes über die Hochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) in der Fassung des 
Hochschulzukunftsgesetzes (HZG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), geändert 
durch Gesetz vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310), hat die Rechtswissenschaftliche Fakultät 
der Universität zu Köln folgende Ordnung erlassen: 

Artikel I 

Die Prüfungsordnung des Masterstudiengangs Rechtswissenschaft für im Ausland 
graduierte Juristinnen und Juristen der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität zu 
Köln vom 29.06.2009 (Amtliche Mitteilungen 42/2009) wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift „Inhalt“ wird in „Inhaltsverzeichnis“ geändert. 

2. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

a. In § 6 wird das Wort „Modulprüfungen“ durch das Wort „Prüfungen“ ersetzt; 

b. § 8 wird gestrichen; die Nummerierung der folgenden Paragraphen wird 
entsprechend angepasst. 

c. § 12 erhält folgende Überschrift: „Anerkennung von Prüfungsleistungen“ 

d. Nach dem letzten Wort des Inhaltsverzeichnisses wird „Anhang: 
Modulübersicht“ angefügt. 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1, 2, 3, 4 und 7 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Zur ordnungsgemäßen Durchführung des Masterstudienganges wird 
von der Engeren Fakultät der Rechtswissenschaftlichen Fakultät ein 
Prüfungsausschuss gewählt und bestellt. 

(2) Dem Prüfungsausschuss gehören an 

a) drei Mitglieder aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer; die/der Vorsitzende und deren/dessen Stellvertreterin/ 
Stellvertreter werden aus dieser Gruppe durch die Engere Fakultät der 
Rechtswissenschaftlichen Fakultät gewählt; 

b) ein Mitglied aus der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Rechtswissenschaftlichen Fakultät; 
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c) ein Mitglied aus der Gruppe der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
Technik und Verwaltung; 

d) ein Mitglied aus der Gruppe der Studierenden; dieses muss während 
seiner Amtszeit an der Rechtswissenschaftlichen Fakultät in diesem 
Studiengang eingeschrieben sein. 

Mit Ausnahme der/des Vorsitzenden und deren/dessen 
Stellvertreterin/Stellvertreters werden für die Mitglieder des 
Prüfungsausschusses Stellvertreter/innen gewählt. Die 
Stellvertreter/innen werden tätig, wenn die Mitglieder aus der 
entsprechenden Gruppe an der Mitarbeit gehindert sind. Die Amtszeit der 
Mitglieder aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer, aus der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter und aus der Gruppe der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
Technik und Verwaltung beträgt vier Jahre; die Amtszeit des Mitglieds aus 
der Gruppe der Studierenden beträgt ein Jahr. Wiederwahl ist zulässig. 
Für die Ausführung der Beschlüsse des Prüfungsausschusses kann 
dieser eine/einen Geschäftsführer/in bestellen, die/der als Mitglied ohne 
Stimmrecht angehört, es sei denn, sie/er ist gleichzeitig als 
stimmberechtigtes Mitglied gewählt. 

(3) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der/dem 
Vorsitzenden oder deren/dessen Stellvertreter/in beide Mitglieder aus der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer und mindestens 
ein Mitglied aus der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter oder das Mitglied aus der Gruppe der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in Technik und Verwaltung oder das Mitglied aus der Gruppe 
der Studierenden anwesend sind. Der Ausschuss entscheidet mit der 
Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme des vorsitzenden Mitglieds. Das dem Prüfungsausschuss 
angehörende Mitglied aus der Gruppe der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in Technik und Verwaltung hat in Angelegenheiten der Lehre 
nur Stimmrecht, soweit es entsprechende Funktionen in der Hochschule 
wahrnimmt und über besondere Erfahrungen im jeweiligen Bereich 
verfügt. Über das Vorliegen dieser Voraussetzungen entscheidet die/der 
Vorsitzende zu Beginn der Amtszeit des Mitglieds, in Zweifelsfällen das 
Rektorat. Das Mitglied aus der Gruppe der Studierenden stimmt bei 
pädagogisch-wissenschaftlichen Entscheidungen, insbesondere bei der 
Beurteilung und Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen und 
der Bestellung von Prüfer/innen, nicht mit ab. 

(4) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser 
Ordnung einschließlich ihres Anhanges eingehalten werden. Er ist 
zuständig für die ordnungsgemäße Organisation und Durchführung der 
Prüfungen, insbesondere bei Bestellung der Prüfer/innen und 
Beisitzer/innen sowie für alle in diesem Zusammenhang zu treffenden 
Entscheidungen. Er ist insbesondere zuständig für die Entscheidung über 
Widersprüche gegen in Prüfungsverfahren getroffene Entscheidungen. Er 
berichtet der Fakultät alle vier Jahre über die Entwicklung der 
Prüfungsleistungen und Studienzeiten und gibt Anregungen zur Reform 
des Studienplanes sowie der Prüfungsordnung. 

(7) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Die 
Mitglieder des Prüfungsausschusses, deren Stellvertreter/innen und die 
Prüfer/innen unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im 
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öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die/den Vorsitzende/n zur 
Verschwiegenheit zu verpflichten. Die Sitzungen des 
Prüfungsausschusses können zum Beispiel durch Videokonferenz und 
andere moderne Kommunikationsmittel gehalten werden.“ 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Durch das Studium wird festgestellt, ob die oder der Studierende die 
notwendigen wissenschaftlichen Grundlagen, methodischen 
Kompetenzen und fachsprachlichen Qualifikationen erworben hat.“ 

b) An Absatz 3 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Die in der Modulübersicht aufgeführten Module können vom 
Prüfungsausschuss durch aktuelle zum jeweiligen Modul passende 
Lehrveranstaltungen ergänzt werden.“ 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Arten der Lehrveranstaltungen werden in der Studien- und 
Prüfungsordnung für den Studiengang Rechtswissenschaft mit Abschluss 
erste Prüfung der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität zu 
Köln (im Folgenden: StudPrO erste Prüfung) in der jeweils geltenden 
Fassung beschrieben.“ 

5. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird in Satz 2 hinter dem Wort „Arbeitsaufwand“ das Wort 
„(workload)“ eingefügt und hinter dem Wort „Studierenden“ das Wort 
„(workload)“ gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Modulprüfung ist bestanden, wenn alle im Rahmen des Moduls 
erbrachten Leistungen im Durchschnitt mit der Note „ausreichend“ oder 
besser bestanden wurden. Credits werden vergeben, wenn die 
Modulprüfung bestanden ist. Die Entscheidung, aus welchen Leistungen 
sich eine Modulprüfung zusammensetzt, trifft der Prüfungsausschuss 
anhand der aktuellen in dem Modul vorgesehenen Lehrveranstaltungen 
und Prüfungen. 

c) In Absatz 4 Satz 1 wird vor das Wort „workload“ das Wort „Arbeitsaufwand“ 
eingefügt und das Wort „workload“ wird in Klammern gesetzt. 

6. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird von „Modulprüfungen“ in „Prüfungen“ geändert. 

b) In Absatz 2 lit. f wird die „9“ durch „8“ ersetzt. 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Lehrveranstaltungen und Prüfungen werden grundsätzlich in 
deutscher Sprache abgehalten. Masterarbeiten können in Absprache mit 
der/dem betreuenden Prüfer/in auch in englischer Sprache angefertigt 
werden. Lehrveranstaltungen und die dazugehörigen Prüfungen können 
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nach Wahl der/des Prüferin/in im Einvernehmen mit dem/der 
Studierenden in deutscher oder englischer Sprache abgehalten werden.“ 

d) Die Absatznummern der folgenden Absätze vermindern sich jeweils um eins. 

e) Absatz 4 (neu) Sätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„Die Modulnoten ergeben sich bei den Pflichtmodulen P1 und P2 aus den  
erzielten Prüfungsnoten der jeweils wahlweise belegten 
Lehrveranstaltungen. Die Modulnote des Pflichtmoduls P3 richtet sich 
nach der Note der Masterarbeit im Sinne des § 8 Absatz 6.“ 

f) Absatz 5 (neu) erhält folgende Fassung: 

„(5) Bei mündlichen Prüfungsleistungen beträgt die Prüfungszeit 10 bis 20 
Minuten. Von der mündlichen Prüfung soll ein Protokoll erstellt werden. 
Über Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss.“ 

g) Absatz 6 (neu) erhält folgende Fassung: 

„(6) Die Teilnahme an Prüfungen setzt die vorherige Anmeldung voraus. 
Die Anmeldung zu und Abmeldung von Klausuren erfolgt über ein 
internetbasiertes Anmeldesystem. Die Anmeldung und die Abmeldung 
sind verbindlich und sind nur bis sieben Tage vor dem Prüfungstermin 
möglich. Fällt das Fristende rechnerisch auf einen Sonntag, einen 
gesetzlichen Feiertag oder einen Sonnabend, so endet die Frist erst mit 
dem Ablauf des nächstfolgenden Werktags. Die Anmeldungen zu allen 
übrigen Prüfungen erfolgt schriftlich beim Zentrum für Internationale 
Beziehungen (ZIB). Die Anmeldung ist verbindlich und kann nur vor 
Beginn der Prüfung bei dem ZIB schriftlich getätigt werden. Sie kann 
durch schriftliche Erklärung bis zu einer Woche vor dem Prüfungstermin 
gegenüber dem ZIB rückgängig gemacht werden. Über Ausnahmen 
entscheidet der Prüfungsausschuss. Das Recht zur Teilnahme an 
Lehrveranstaltungen bleibt hiervon unberührt.“ 

h) An Absatz 8 (neu) wird als letzter Satz angefügt: 

„Über Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss.“ 

7. § 8 wird gestrichen. Die Nummerierung der folgenden Paragraphen wird 
entsprechend geändert. 

8. § 8 (neu) wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „zehn“ durch das Wort „vier“ ersetzt. 

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung: Die Spezialisierung soll sich aus dem 
Themenfeld der gewählten Kompetenzeinheit ergeben. 

b) In Absatz 2 werden die Sätze 3 und 4 wie folgt gefasst: 

„Die Bearbeitungszeit beträgt vier Monate. Thema und Aufgabenstellung 
müssen so beschaffen sein, dass die zur Bearbeitung vorgegebene Frist 
eingehalten werden kann. Der Ausgabetermin der Masterarbeit wird dem 
Prüfungsausschuss und der/dem Studierenden schriftlich mitgeteilt. Mit 
dem Ausgabetermin beginnt die Bearbeitungszeit. Das Thema kann nur 
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einmal und nur innerhalb des ersten Monats der Bearbeitungszeit 
zurückgegeben werden.“ 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Im Einzelfall kann der Prüfungsausschuss auf begründeten Antrag 
der/des Studierenden ausnahmsweise eine Nachfrist von bis zu sechs 
Wochen gewähren.“ 

d) Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Der Prüfungsausschuss bestellt die beiden Gutachter/innen für die 
Masterarbeit. Die/Der Erstgutachter/in soll in der Regel die Person sein, 
die das Thema gestellt hat. Die Erstellung des Erst- und Zweitgutachtens 
soll jeweils innerhalb von vier Wochen erfolgen. Die Benotung der 
Masterarbeit soll entsprechend § 7 Absatz 1 vorgenommen und schriftlich 
begründet werden. Die Note der Masterarbeit wird aus dem 
arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen gebildet, sofern die Differenz 
nicht mehr als zwei Noten beträgt. Beträgt die Differenz mehr als zwei 
Noten oder bewertet nur ein/e Gutachter/in die Masterarbeit mit „nicht 
ausreichend“, wird vom Prüfungsausschuss eine dritte 
prüfungsberechtigte Person für die Benotung der Masterarbeit bestellt. In 
diesem Fall wird die Benotung nach dem arithmetischen Mittel  der  
beiden besseren Noten ermittelt. Die Masterarbeit kann jedoch nur dann 
als „ausreichend“ oder besser bewertet werden, wenn mindestens zwei 
Noten „ausreichend“ oder besser sind. 

Wird eine dritte prüfungsberechtigte Person bestellt, verlängert sich die 
Korrekturfrist gemäß § 7 Abs.  3 um fünf Wochen.“ 

9. § 10 (neu) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die relative Gesamtnote wird auch entsprechend der ECTS-
Bewertungsskala ausgewiesen, die sich nach der folgenden Notenskala 
richtet:“ 

b) Nach der Tabelle wird folgender Satz angefügt: 

„Die Referenzgruppe bilden der letzte und vorletzte Abschlussjahrgang 
des Masterstudienganges Rechtswissenschaft für im Ausland graduierte 
Juristinnen und Juristen.“ 

10. § 11 (neu) wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 erhalten folgende Fassung: 

„Nach erfolgreichem Abschluss des Studiums verleiht die 
Rechtswissenschaftliche Fakultät der/dem Absolventen mit einer 
Urkunde den Grad eines „Master of Laws (LL.M. (Köln)). Sie wird von 
der/dem Dekan/in der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität 
zu Köln und der/dem Betreuer/in der Masterarbeit unterzeichnet. 

b) In Absatz 2 wird der Satz 3 gestrichen. 

c) In Absatz 3 fünfter Spiegelstrich wird „§ 11“ ersetzt durch „§ 10 Absatz 1“. 
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11. § 12 (neu) erhält folgende Fassung: 

„§ 12 Anerkennung von Prüfungsleistungen 

(1)  Prüfungsleistungen, die in Studiengängen an anderen 
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen, an staatlichen oder  
staatlich anerkannten Berufsakademien oder in Studiengängen an 
ausländischen staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen 
erbracht worden sind, werden auf Antrag anerkannt, sofern hinsichtlich 
der erworbenen Kompetenzen kein wesentlicher Unterschied zu den 
Leistungen besteht, die ersetzt werden. Das Gleiche gilt hinsichtlich 
Studienabschlüssen, mit denen Studiengänge im Sinne des Satzes 1 
abgeschlossen worden sind. 

(2) Es obliegt der antragstellenden Person, die erforderlichen 
Informationen über die anzuerkennende Leistung bereitzustellen. Die 
Beweislast dafür, dass ein Antrag im Sinne des Absatzes 1 die 
Voraussetzungen für die Anerkennung nicht erfüllt, liegt bei der Stelle, die 
das Anerkennungsverfahren durchführt. 

(3) Auf Antrag können außerhochschulische Kompetenzen auf Grundlage 
vorgelegter Unterlagen bis zur Hälfte der für den Studiengang 
vorgesehenen Leistungspunkte anerkannt werden, wenn diese den 
Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, gleichwertig sind. 

(4) Die antragstellenden Personen haben bei Beantragung der 
Anerkennung einer Leistung die erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
Über die Anerkennung entscheidet der Prüfungsausschuss. Wird die 
aufgrund eines Antrags im Sinne des Absatzes 1 begehrte Anerkennung 
versagt, kann die antragstellende Person eine Überprüfung der 
Entscheidung durch das Rektorat beantragen. Das Rektorat gibt der für 
die Entscheidung über die Anerkennung zuständigen Stelle eine 
Empfehlung für die weitere Behandlung des Antrags.“ 

12. § 13 (neu) wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 4 und 5 erhalten folgende Fassung: 

„Studierende, die sich mit Krankheit entschuldigen, haben eine ärztliche 
Bescheinigung über das Bestehen der Prüfungsunfähigkeit vorzulegen. 
Bestehen Anhaltspunkte, die eine Prüfungsfähigkeit als wahrscheinlich 
annehmen oder einen anderen Nachweis als sachgerecht erscheinen 
lassen, kann der Prüfungsausschuss eine ärztliche Bescheinigung einer 
Vertrauensärztin oder eines Vertrauensarztes der Universität zu Köln 
verlangen; die Kosten trägt die Universität zu Köln.“ 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ordnungswidrig handelt, wer in einer Prüfung täuscht oder zu 
täuschen versucht oder in einer Prüfung nicht zugelassene Hilfsmittel 
nutzt oder bei sich führt. Nicht zugelassene Hilfsmittel können von den 
Aufsichtsführenden nach Abschluss der Prüfung, zu deren Beendigung 
die/der Student/in unbeschadet von Abs. 3 berechtigt ist, zur 
Beweissicherung beschlagnahmt werden.“ 

c) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 und 4 angefügt: 
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„(3) Wer die Abnahme einer Prüfung stört, handelt ordnungswidrig und 
kann von den Aufsichtsführenden von der weiteren Erbringung der 
Prüfungsleistung ausgeschlossen werden. Die Gründe für den 
Ausschluss sind in der Niederschrift über den Prüfungstermin 
aktenkundig zu machen. 

(4) Als Folgen eines ordnungswidrigen Verhaltens können 
ausgesprochen werden: 

1. der Prüfungskandidatin oder dem Prüfungskandidaten kann die 
Wiederholung der Prüfungsleistung, auf die sich die Ordnungswidrigkeit 
bezieht, aufgegeben werden; 

2. Prüfungsleistungen, auf die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht, 
können für „nicht ausreichend“ erklärt werden; 

3. die Exmatrikulation der Prüfungskandidatin oder des 
Prüfungskandidaten im Falle eines mehrfachen oder sonstigen 
schwerwiegenden Täuschungsversuches; in besonders schweren Fällen 
kann die Prüfung, in deren Rahmen die Prüfungsleistung, auf die sich die 
Ordnungswidrigkeit bezieht, erbracht wurde, für endgültig nicht bestanden 
erklärt werden. 

Die notwendigen Feststellungen und Entscheidungen trifft der 
Prüfungsausschuss. Bei vorsätzlichen Täuschungen kann der 
Prüfungsausschuss die Einleitung eines Bußgeldverfahrens nach § 63 
Abs. 5 HG NRW in die Wege leiten, die Zuständigkeit für die Durchführung 
des Bußgeldverfahrens liegt gemäß §§ 63 Abs. 5, 14 Abs. 2 HG NRW, § 
4 Abs. 1 der Grundordnung beim Kanzler der Universität zu Köln, an den 
der Prüfungsausschuss die Sache abgibt.“ 

13. § 14 (neu)  erhält folgende Fassung: 

„§ 14 Nachteilsausgleich 

Die Regelung der StudPrO erste Prüfung zum Nachteilsausgleich gilt 
entsprechend. Der Antrag auf Nachteilsausgleich ist an den 
Prüfungsausschuss zu richten.“ 

Artikel II 

Übergangsreglung 

 
Für Studierende, die bis einschließlich zum 30.9.2016 im Studiengang eingeschrieben 

waren, gilt, dass die Bearbeitungsfrist für die Masterarbeit zehn Monate beträgt und sie 
einmalig auf Antrag um drei Monate verlängert werden kann. 

Artikel III 
 

Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2016 in Kraft. Sie wird in den Amtlichen 
Mitteilungen der Universität zu Köln veröffentlicht. 
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Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses der Engeren Fakultät der 
Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität zu Köln vom 07.07.2016 sowie des 
Beschlusses des Rektorats vom 14.12.2016. 

Köln, den 09.02.2017 

gez.  
Der Dekan 
der Rechtswissenschaftlichen Fakultät 
der Universität zu Köln 
 
Universitätsprofessor Prof. Dr. iur. Dr. h. c. Ulrich Preis 

 

 

 


